
Landesrecht Freistaat Bayern

Bayerisches Kommunalrecht

Bearbeitet von
Von Dr. Gernot Lissack, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht

4. Auflage 2019. Buch. XXII, 271 S. Softcover
ISBN 978 3 406 73514 1

Format (B x L): 16,0 x 24,0 cm
Gewicht: 486 g

Recht > Öffentliches Recht > Kommunalrecht > Kommunalrecht,
Kommunalverfassung

Zu Leseprobe und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/lissack-bayerisches-kommunalrecht/productview.aspx?product=26568296&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_26568296&campaign=pdf/26568296
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27987
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27987
http://www.beck-shop.de/fachbuch/leseprobe/Lissack-Bayerisches-Kommunalrecht-9783406735141_2907201906152669_lp.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Lissack-Bayerisches-Kommunalrecht-9783406735141_2907201906152719_rg.pdf


KT_rechts 1 

  

Landesrecht 
Freistaat Bayern 

 
 
KT_links KT_rechts 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2 KT_links 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



KT_rechts 3 

  

Bayerisches  
Kommunalrecht 

 
 
 
 

 
von 

 
 

Dr. Gernot Lissack 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht in München 

 
 
 
 

 
4. Auflage 2019 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



4 KT_links 

  

Zitiervorschlag:  
■ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

www.beck.de 
 

ISBN 978 3 406 73514 1 
 

© 2019 Verlag C. H. Beck oHG 
Wilhelmstraße 9, 80801 München 

Druck: Druckhaus Nomos 
In den Lissen 12, D-76547 Sinzheim 

 
Satz: jürgen ullrich typosatz, Nördlingen 

Umschlaggestaltung: Druckerei C. H. Beck Nördlingen 
 

Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 
(hergestellt aus chlorfreiem Zellstoff) 



Vorwort V 
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Vorwort 
 

 
Gegenstand dieser Darlegung ist das geltende Bayerische Kommunalrecht in dem 

Umfang, wie es dem Studenten in der Ersten Juristischen Staatsprüfung und dem 
Rechtsreferendar in der Zweiten Juristischen Staatsprüfung abverlangt wird. Dabei 
wurde dem Umstand Rechnung getragen, dass es sich beim Kommunalrecht um ei-
nen Rechtsbereich handelt, der zu fast allen anderen Rechtsmaterien Bezüge auf-
weist. Aus diesem Grund gibt es kaum einen Examenstermin, in dem nicht kommu-
nalrechtliche Fragestellungen zu erörtern wären. Wer diese Abhandlung durcharbeitet, 
wird demzufolge auch seine Kenntnisse im Deutschen und Bayerischen Verfassungs-
recht, insbesondere im Staatsorganisationsrecht, im Verfassungsprozess- und Verwal-
tungsprozessrecht, im allgemeinen Verwaltungsrecht, im Bauplanungsrecht und im all-
gemeinen Sicherheitsrecht vertiefen, da es Ziel des Autors war, die Verknüpfungen 
des Kommunalrechts – insbesondere durch zahlreiche Beispiele, die meist der Recht-
sprechung entnommen wurden – herauszustellen. Wenn sich der Autor gelegentlich 
wiederholt, so ist dies durchaus beabsichtigt, da dem Buch eine Art Wendeltreppen-
prinzip zugrunde liegt. Besonderer Wert wurde auch auf die Darstellung der Rechts-
folgen fehlerhaften kommunalen Handelns sowie der richtigen Rechtsbehelfe hierge-
gen gelegt. 

Obschon sich das Buch in erster Linie an den Lernenden richtet, wird auch der 
Praktiker, der sich in das Kommunalrecht einzuarbeiten hat, durch die Lektüre einen 
ersten Überblick gewinnen; die zahlreichen Fundstellen ermöglichen eine weiter ge-
hende Beschäftigung mit den interessierenden Fragestellungen. Überhaupt wurde von 
dem Instrument der Fußnote großer Gebrauch gemacht; zum einen als Fundstelle 
oder Beleg, zum anderen als texterweiternde Anmerkung. Diese Anmerkungen müs-
sen vom Lernenden bei der erstmaligen Lektüre nicht unbedingt gelesen werden. 
Oftmals sind es aber gerade sie, die zum Verständnis des Kommunalrechts wesentlich 
beitragen und den Bezug zu anderen Rechtsbereichen herstellen oder vertiefen wer-
den. 

Der Examensrelevanz gemäß wurde auf die Darstellung des Finanzrechts weitge-
hend verzichtet, das Abgabenwesen wurde – obwohl nicht mehr Prüfungsstoff –  
in seinen wesentlichen Grundzügen abgehandelt. Aus dem Bereich der Gemeinde-
wirtschaft wurde nur der Rechtsbereich der Gemeindlichen Unternehmen skizziert. 
Dem Wesen eines einführenden Kapitels entsprechend, ist § 1 – Die kommunalen 
Gebietskörperschaften und ihr Selbstverwaltungsrecht – vor allem den theoretischen 
Grundlagen des Kommunalrechts gewidmet. Dem Studenten sei empfohlen, dieses 
Kapitel zunächst zu übergehen und mit den praktischeren und vielleicht auch an-
schaulicheren Darlegungen der §§ 2–5 zu beginnen. 

Die Drittauflage wurde vollständig überarbeitet, was nicht zuletzt wegen der zahl-
reichen Gesetzesänderungen erforderlich geworden war. Zu den zahlreichen zusam-
menfassenden und erläuternden Übersichten, Schaubildern und Prüfungsschemata 
sind weitere hinzugekommen, um die visuelle Unterstützung zu vertiefen. Die Arbei-
ten wurden im April 2019 abgeschlossen, Rechtsprechung und Literatur sind bis zu 
diesem Zeitpunkt berücksichtigt. Kritik und Verbesserungsvorschläge sind will- 
kommen und zu richten an: Dr. Gernot Lissack, Wagensonner Rechtsanwälte Part- 
nerschaft mbB, Nymphenburger Straße 70/IV, 80335 München oder per Email an 
gernot.lissack@wagensonner.com. 
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